
 

 
 
 
 
 
 
 

15. Ausgabe Dezember 2010 



 

Editorial 

impuls / 15. Ausgabe Dezember 2010 2 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
 
 
Dass wir heute an diesem Punkt stehen, hätte noch
vor einem Jahr keiner, nicht einmal die Wirtschafts-
fachleute selbst, auch nur andeutungsweise geglaubt.
 
Dem größten Wirtschaftseinbruch durch die Finanz-
krise in der Geschichte der Bundesrepublik in 2009
folgte die Erholung in 2010 in einer noch nicht dage-
wesenen Geschwindigkeit.  
Wenn die Wirtschaftsgutachter Recht behalten, dann
könnte schon 2012 die Wirtschaftsleistung das Vorkri-
senniveau erreicht haben. 
 
Allerdings ist der Erfolg, den jetzt viele für sich rekla-
mieren, hauptsächlich dem schnellen Handeln der
Gewerkschaften, vor allem unserer IG Metall, zu ver-
danken. 
 
Die IG Metall hat mit ihrer Losung – ohne Entlassun-
gen durch die Krise – Regierung und Arbeitgeber an
den Tisch bekommen, damit Gesetze zur krisenbe-
dingten Kurzarbeit und Tarifverträge zur Beschäfti-
gungssicherung umgesetzt wurden. 
 
Ohne diese Regelungen hätte es das deutsche Be-
schäftigungswunder nicht gegeben und die wirtschaft-
liche Erholung wäre nicht so positiv verlaufen. 
 
Auch der Daimler-Konzern steht wieder gut da. 
 
2009 noch in der tiefsten Krise, werden seit Anfang
2010 immer höhere Absatzmarken gesetzt. Und der
Vorstand kommt mit der Anhebung seiner Gewinn-
prognosen kaum nach. Zuletzt stellte er einen Gewinn 
von 7 Mrd. Euro in Aussicht. 
 
Andere Märkte in Europa kämpfen aber nach wie vor
mit den Auswirkungen der Finanzkrise. 
 
Auch zeigen sich bei näherem Hinsehen, gerade für
unseren Nutzfahrzeugbereich, einige Risiken. 

Die guten Zahlen kommen vor allem aus dem PKW-
Bereich. Gerade die großen und teuren E- und S-
Klassen verkaufen sich hervorragend vor allem in 
China und den USA. 
Denn gerade hier ist die Absatz- und Ergebnisent-
wicklung nicht so spektakulär, auch wenn es sehr or-
dentliche Zuwächse gibt.  
Von dem Niveau 2008 sind wir aber noch weit ent-
fernt. 
Wir sind jedoch zuversichtlich, dass es in 2011 im 
LKW-Bereich Schritt für Schritt weiter nach oben geht.
 
Im Omnibusbereich spüren wir allerdings jetzt zeitver-
zögert die Auswirkungen bei den durch die Finanz-
krise verschuldeten öffentlichen Haushalte.  
 
Auch wenn noch nicht klar ist, wie sich dies 2011 auf 
die Beschäftigung auswirkt.  
 
Wir sind uns sicher, wir werden als Belegschaft diese 
Entwicklung am Standort gemeinsam meistern.  
Unser Omnibusbereich in Deutschland ist als einziger 
Bereich ohne Kurzarbeit und Arbeitszeitverkürzung 
durch die Krise gekommen.  
Dies wird uns auch im nächsten Jahr gelingen. 
 
 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
In diesem Sinne wünscht Euch und Euren Familien 
der Betriebsrat besinnliche Weihnachten, erholsame 
Ferien und alles Gute zum Jahreswechsel. 
 
 
Herzlichst 

Joachim Horner Dieter Seip 
Betriebsratsvorsitzender Stv. Betriebsratsvorsitzender 
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Der Übergang von den oft noch
sonnigen Herbsttemperaturen zu
den Minusgraden des Winters ist für
unser Immunsystem keine leichte
Übung. Das Ergebnis ist oft eine or-
dentliche Erkältung oder eine rich-
tige Grippe.  
 
Bei einer Erkältung bleibt es meist 
bei Schnupfen, Husten, Heiserkeit.
Eine Grippe, auch Influenza ge-
nannt, zeigt anfangs zwar dieselben
Symptome, doch dann folgen Fie-
ber, Glieder- und Muskelschmerzen

und Schüttelfrost. Wer den Grippe-
viren von Anfang an keine Chance
geben will, sollte sich rechtzeitig 
impfen lassen. 
  
Die jährliche Grippeschutzimpfung
mit dem jeweils aktualisierten Impf-
stoff ist die einzige effektive Metho-
de zum Schutz vor einer schweren
Virusgrippe. 
 
Seit 20.10.2010 kann man sich beim
Werksärztlichen Dienst von montags 
bis freitags impfen lassen. 
Gebäude 17: 09:00 bis 17:00 Uhr 
und  
Gebäude 111:  09:00 - 14:30 Uhr 
 
Eine Anmeldung ist nicht erforder-
lich.  
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WICHTIGER HINWEIS!  
 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
 
wir möchten euch darauf hin-
weisen, dass der Jahresurlaub im
Kalenderjahr genommen werden
muss.  
(IGM-Urlaubsabkommen von 1997, 
§ 2 Abs. 2.2 / 2.10 und 2.11) 
 
Ein Übertrag von Resturlaub auf das
nächste Kalenderjahr ist nur aus
dringenden betrieblichen oder
persönlichen Gründen statthaft.  
Ist die Urlaubsnahme in 2010 nicht
mehr möglich, muss der Urlaub
rechtzeitig beim Unternehmen gel-
tend gemacht werden. 
 
Zur Sicherstellung, dass der Ta-
rifurlaub nicht verfällt, empfiehlt
der Betriebsrat die schriftliche
Geltendmachung. 
(Die Vordrucke sind beim Betriebs-
rat erhältlich bzw. auf der Intranet-
seite des Betriebsrates abrufbar.)  

 
 
 
 
 
 
 
 

Termine der 
Betriebs-

versammlungen 
in 2011 

am 
Standort Mannheim 

 
 

14. März 
27. Juni 

26. September 
28. November 

 
 

(Änderungen vorbehalten) 



 

„Heißer Herbst“ 
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Gleiche Arbeit - Gleiches Geld bei Leiharbeit! 
Eine Zukunft mit Perspektiven für junge Menschen! 
Altersteilzeit fördern und Rente mit 67 abschaffen! 

Damit wurde ein klarer Kurswechsel 
der Politik gefordert.  
Die Karten wurden dann am 13. No-
vember zur Großkundgebung nach 
Stuttgart mitgenommen. 
 
Wir wollen eine Politik für eine 
sichere und faire Arbeitswelt, eine 
gerechte Gesellschaft mit Perspek-
tiven für junge Menschen und eine 
solidarische Absicherung des 
Lebens. 
 

Gemeinsam können wir etwas 
verändern! 

Auch der „Benz“ engagiert sich für
eine Gesellschaft, in der die Men-
schen im Mittelpunkt stehen. 
 
Am 26. Oktober fand dazu im
Zeichen des „Heißen Herbstes“ in 
Mannheim ein Aktionstag vor den 
Toren des Benzwerkes unter dem
Motto „Sparpaket? Annahme ver-
weigert - Zurück an Absender“ statt. 
 
Hierzu wurden bereits im Vorfeld 
Abstimmungskarten verteilt, die -
unterschrieben - direkt an den Info-
ständen abgegeben werden konn-
ten.  

Politik und Wirtschaft haben
aus der Krise nichts gelernt. 
 
 
Statt neuer Ideen haben die alten
Konzepte wieder Konjunktur.  
 
 Leiharbeit nimmt dramatisch zu.  
 Die Zukunftsaussichten junger

Menschen werden verspielt.  
 Ein ungerechtes Sparpaket soll

beschlossen, die Rente mit 67
bestätigt werden.  

 Eine Regulierung des Finanz-
marktes hat nie stattgefunden. 

 
 
Freiheit kann es nicht geben, wenn
die Menschen nur damit beschäftigt
sind, über die Runden zu kommen.
Gerechtigkeit kann es nicht geben,
wenn nur Einzelne vom Erfolg aller 
profitieren.  
 
Die Arbeitnehmer haben geholfen,
Deutschland durch die Krise zu brin-
gen. Und jetzt sollen sie weiter be-
lastet werden. 
 
Dagegen wehren sich Betriebsräte
und Vertrauensleute! 
 
 

Wir wollen den Kurswechsel für 
ein gutes Leben! 

Wir beim Benz handeln! 
 
 
Im ganzen Land gab es zwischen
20. und 29. Oktober regionale Ak-
tionstage, wie z. B. Infostände, Pro-
testveranstaltungen etc. 

Gemeinsamer Einsatz von IG Metall und „Benzler“-Betriebsräten am 26.10.2010 

KURSWECHSEL FÜR EIN 
GUTES LEBEN 
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Am Samstag, dem 13.11.2010, haben nicht nur in Stuttgart, sondern auch in 
Dortmund, Nürnberg und Erfurt Demonstrationen gegen die Politik der Bun-
desregierung stattgefunden. 
An den Kundgebungen beteiligten sich bundesweit über 100.000 Menschen.
 
 

„Gerecht geht anders, Frau Merkel!“ 
 
 

Mit der Aktion „Sparpaket? Annahme verweigert!“ wurden am 13.11.2010 
hunderte Pakete - gefüllt mit zahlreichen Unterschriftskarten - auf einen 
LKW verfrachtet und zurück an den Absender nach Berlin geschickt, wo sie 
am 17.11.2010 im Bundeskanzleramt angekommen sind. 
 
Aus der Rhein-Neckar-Region waren mehr als 2.300 Metallerinnen und
Metaller dabei. Darunter auch zahlreiche „Benzler“. 
In Stuttgart angekommen, ging es unter lautem Protest zum Stuttgarter
Schlossplatz. 
 
Dort verfolgten ca. 45.000 Demonstrationsteilnehmer aller Einzelgewerk-
schaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes die Ausführungen unter 
anderem von Berthold Huber, dem ersten Vorsitzenden der IG Metall.  
 
In seiner Rede forderte Huber einen grundlegenden Kurswechsel in Wirt-
schaft, Gesellschaft und Politik. 
Mehr Infos dazu könnt ihr der Internetseite www.igmetall.de entnehmen.  
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Die meisten Eltern kennen das Pro-
blem aus eigener Erfahrung. Die
Krippe oder der Kindergarten ist ge-
schlossen. Die Oma ist krank und
der Partner muss ebenfalls arbeiten. 
Wohin also mit dem Kind? 
 
Am 8. Oktober 2010 wurde in den
Räumen des Firmenangehörigenge-
schäfts (Bau 61, Raum 1) das erste
Eltern-Kind-Arbeitszimmer im Daim-
ler-Konzern in „Betrieb“ genommen.
Damit wird Eltern die Möglichkeit
gegeben, auch dann ihrer Berufs-
tätigkeit nachzugehen, wenn mal die 
eigene Kinderbetreuung kurzfristig
ausfällt.  
 

Neueinrichtung eines 
Eltern-Kind-Arbeitszimmer 

 
In diesem Büro befindet sich ein
komplett ausgestatteter Arbeitsplatz
mit Computer, Drucker und Telefon
(Nr. 5378).  
Ebenso steht eine Grundausstattung 
für das Kind zur Verfügung. 
 
„Wir wollen zeigen, dass Familie
Spaß macht und als wichtiger Be-
standteil des Lebens auch vom Ar-
beitgeber akzeptiert und unterstützt

wird“, so Karen Henne, die damalige 
Leiterin des Arbeitspaketes Audit,
Beruf & Familie am Standort Mann-
heim. 
 

Und so funktioniert’s 
 
Der Raum kann nur von Kolleginnen
und Kollegen genutzt werden, die
eine reine Bürotätigkeit ausführen
und deren Arbeit keinen Aufenthalt
in der Produktion erfordert.  
Das Kind darf dabei nicht unbeauf-
sichtigt bleiben, und es besteht kein 
grundsätzlicher Anspruch auf die 
Nutzung des Zimmers.  
 
Der betroffene Mitarbeiter klärt mor-
gens mit seinem Vorgesetzten ab,

ob die Nutzung des Eltern-Kind-
Arbeitszimmers eine geeignete Lö-
sung für das akute Betreuungspro-
blem ist. Falls sich Mitarbeiter und 
Vorgesetzter darüber einig sind, 
nimmt der Vorgesetzte dann mit dem 
zuständigen P-Punkt Daimler (Tel. 
7777) bzw. I-Punkt EvoBus (Tel. 
2508) Kontakt auf. Daraufhin erfolgt 
die Prüfung und die Reservierung 
(bei Verfügbarkeit) des Raumes.  
Den Schlüssel erhält man vor Ort im 
Firmenangehörigengeschäft. 
Für die Inanspruchnahme des Zim-
mers gelten die Nutzungsbedingun-
gen. Diese liegen im Firmenangehö-
rigengeschäft bereit und müssen vor 
der Nutzung unterschrieben werden.
 
Die in den Betriebsvereinbarungen 
bei Daimler und EvoBus zur gleiten-
den Arbeitszeit festgelegte Mindest-
arbeitszeit von 3,5 Stunden am
Standort Mannheim kann zum Woh-
le und zur Betreuung des Kindes 
dabei unterschritten werden.  
Die generelle Nutzung des Eltern-
Kind-Arbeitszimmers ist zwischen
08:00 und 15:00 Uhr möglich.  

Am 08.10.2010 wurde ein weiterer Meilenstein in Bezug auf die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf gesetzt.  
Im Werk Mannheim gibt es nun konzernweit das erste Eltern-Kind-
Arbeitszimmer für die Beschäftigten der EvoBus und Daimler.  

Das Eltern-Kind-Arbeitszimmer im Bau 61 
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Die Öffnungszeiten für die Kinder-
krippe „sternchen“ sind in einer
Gesamtbetriebsvereinbarung ge-
regelt. Bisher war von Montag bis
Freitag 07:30 - 18:00 Uhr geöffnet. 
Doch seit der Eröffnung im No-
vember 2008 war häufig festzu-
stellen, dass Eltern mit ihren Kin-
dern schon vor der offiziellen
Öffnungszeit auf Einlass warteten. 
 

 
Ausgangslage 
Eltern kennen das Problem.  
Man will natürlich jeden Morgen
pünktlich bei der Arbeit erscheinen
und versucht, die Kleinen so früh wie
möglich in die Krippe zu bringen.  
Auf der anderen Seite wird aber die 
Öffnungszeit bis 18:00 Uhr nie ganz
ausgeschöpft.  
Viele Familien holen ihre Kinder be-
reits früher ab. 
(Der vorzeitige Einlass ist hier aus
versicherungstechnischen Gründen
nicht zulässig.) 
 
Sommeraktion  
Es war der Wunsch vieler Eltern, die 
Öffnungszeiten noch stärker an ihre
Bedürfnisse anzupassen. Daraufhin 

werden diesbezüglich geändert und 
angepasst. 
 
Kritische Anmerkungen 
Hinter der Kinderkrippe steht ein 
ganzheitliches pädagogisches Kon-
zept zum Wohle des Kindes.  
 
Aber Kindeswohl kann nicht sein, 
dass es immer früher aus dem 
Bettchen geholt wird, damit Mama 
und Papa rechtzeitig im Betrieb am 
Schreibtisch oder an der Werkbank 
sein können.  
 
Flexiblere Arbeitszeiten 
Darum kann und darf es nicht sein, 
dass Kolleginnen und Kollegen für 
die Unterbringung ihrer Kinder frü-
here Öffnungszeiten im „sternchen“
brauchen, nur weil der Fachbereich 
ihnen nicht mit flexibleren Arbeits-
zeitmodellen entgegenkommt.  
 
Aber genau das muss möglich sein! 
 
Denn konzernweit haben wir uns 
Vereinbarkeit von Beruf & Familie 
auf die Fahnen geschrieben.  
Wir haben eine gesamt-gesellschaft-
liche Aufgabe vor uns.  
 
Es ist heute wichtiger denn je, eine 
gute Balance von Familie und Beruf 
zu ermöglichen.  
Das Unternehmen hat dadurch so-
wohl Standort- als auch Kosten-,
Wettbewerbs-, und Imagevorteile ge-
genüber anderen Unternehmen! 
 
Passend hierzu auch die Änderung 
in der Pausenregelung für Beschäf-
tigte in der Gleitzeit (sh. Kasten).  

wurde im August dieses Jahres vo-
rübergehend eine „Sommeraktion“
mit angepassten Öffnungszeiten von
07:00 - 18:00 Uhr durchgeführt.  
 
Handlungsbedarf erkannt 
Die vielen positiven Rückmeldungen
von betroffenen Familien nach die-
ser Aktion waren dann der Auslöser. 
 
Die dafür beauftragten Vertreter der 
Daimler AG und der EvoBus GmbH 
(Kinderkrippenleiterin und Vertreter
seitens Betriebsrat aus der Sozial-
Kommission) hatten dann mit ihren 
Beratungen begonnen. 
 
Entschluss stand schnell fest  
Den Bedürfnissen der Eltern wurde
Rechnung getragen. Die Öffnungs-
zeiten wurden um 30 Minuten vorge-
zogen.  
Die Gesamtöffnungsdauer der Krip-
pe bleibt gleich. Mit anderen Worten: 
Die neuen Öffnungszeiten sind nun
offiziell von montags bis freitags von 
07:00 – 17:30 Uhr. 
 
Vertragsänderung 
Bereits bestehende Verträge mit der
Krippenleitung und alle Neuverträge 

Neue Gleitzeitvereinbarung (BV GLZ) über flexible Pausen für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (MA) in Teilzeit (TZ) bei der Daimler AG tritt zum 01.10.2010 in Kraft. 

 
Dies ist ein weiterer wichtiger Baustein zur Vereinbarkeit von Familie & Beruf! 
Nun haben die MA die Möglichkeit, anstatt einer festen Mittagspause eine „gleitende“ Mittagspause zu machen. 
Das bedeutet, dass keine feste Mittagspause im Zeitsystem hinterlegt ist, sondern in Abhängigkeit von ihrer 
Kommt-Zeit automatisch nach einer Anwesenheit von 6 Std. und 15 Min. 30 Minuten Pause im Zeitsystem gewährt 
werden. Dieses Angebot richtet sich vor allem an MA in TZ, die zur Mittagszeit Feierabend machen. 
Die neue BV gilt für alle Teilzeitkräfte in GLZ, deren Arbeitszeit nicht durch eine bereichsspezifische Gleitzeitverein- 
barung geregelt ist (wie z. B. im Bereich Gastro).  
Die Frühstückspause bleibt, wie in der BV zur Gleitenden Arbeitszeit vereinbart, erhalten. Die Lage der Mittags-
pause ergibt sich aus der Ankunftszeit + 6 Std. und 15 Min. und ist nicht verschiebbar. 
Wichtig hierbei zu wissen ist, dass der einzelne Mitarbeiter ein Wahlrecht hat, ob er/sie von dieser Neuregelung 
Gebrauch machen möchte! Die Entscheidung „gleitende“ oder „feste“ Pause ist verbindlich! Änderungen sind 
jeweils nur zum Monatsersten möglich.  
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Der Gesetzgeber hat im § 84 Abs. 2 des Sozialge-
setzbuches IX die Einführung eines sog. betrieb-
lichen Eingliederungsmanagementes (BEM) vorge-
schrieben. Ziel dabei ist es, dass die Betriebe sich
intensiver für die Gesunderhaltung ihrer Beschäftigten
engagieren sollen. 
 
Das BEM dient ausschließlich dazu, die Arbeitsfä-
higkeit der betroffenen Beschäftigten wieder herzu-
stellen und präventive Maßnahmen zu ergreifen, die 
einer erneuten Erkrankung, oder gar einer Behin-
derung vorzubeugen, helfen. 
 
Daher nimmt das Unternehmen Kontakt mit Mitarbei-
tern auf, die in einem Zeitraum von einem Jahr - in 
Summe oder am Stück - länger als sechs Wochen
arbeitsunfähig waren.  
 
Mit einem Anschreiben wird dem Erkrankten das
Angebot gemacht, ein BEM-Verfahren einzuleiten. 
Die Teilnahme daran ist für ihn aber grundsätzlich
freiwillig.  

 
Individuelle Fälle - 

individuelle Maßnahmen 
 
 

Möchte der Mitarbeiter eine solche Hilfestellung, wird 
ein gemeinsames BEM-Auftaktgespräch vereinbart. 
In diesem Gespräch wird der Betroffene über Ziel und
mögliche Maßnahmen informiert.  
 
So, wie jeder Krankheitsfall individuell ist, werden
auch mögliche Maßnahmen in jedem Einzelfall auf
den Betroffenen abgestimmt.  
 
Hierfür ist es wichtig für das BEM, dass erforderliche
Gesundheitsdaten (keine Diagnosedaten!), z. B. 
über vorliegende Einsatzeinschränkungen oder über
die grundsätzlichen Fähigkeiten bekannt sind, damit
Maßnahmen zur Überwindung von Leistungsein-

schränkung oder Arbeitsunfähigkeit ergriffen werden 
können. 
Nur so kann beispielsweise auch ein Fähigkeitsprofil 
erstellt und die individuelle Einsatzmöglichkeit erkannt 
und klar definiert werden. 
 
 

Keine Diagnosedaten! 
 
 

Für die Datenverwendung ist die Einwilligung des Be-
troffenen notwendig.  
 
Jeder kann dies frei entscheiden, genau wie auch da-
rüber, wer bei den Gesprächen dabei sein soll.  
 
Neben dem BEM-Beauftragten des Unternehmens 
und dem Betroffenen selbst, können dies Vertreter 
des Werksärztlichen Dienstes, des Betriebsrates oder 
auch der Sozialberatung sein.  
 
Zusätzlich können auch externe Partner, wie Service-
stellen, Rentenversicherungsträger, Berufsgenossen-
schaften, Krankenkassen, die Agentur für Arbeit oder 
auch eigene Vertrauenspersonen hinzugezogen wer-
den. 
Bei schwerbehinderten Menschen können dies die 
Schwerbehindertenvertretung oder auch externe Ex-
perten, wie z.B. der Integrationsfachdienst sein. 
 
Das alles wird in einer Datenschutzerklärung fest-
gehalten.  
Der BEM-Beauftragte und der Betroffene erhalten 
dann jeweils eine Kopie. 
 
Danach geht es zur inhaltlichen Fallbesprechung. 
 
D. h., gemeinsam mit dem Betroffenen und den 
Experten wird überlegt, welche Maßnahmen von 
Seiten des Betriebes getroffen werden können, die 

Viele Kolleginnen und Kollegen, die in der vergangenen
Zeit mehrfach oder länger erkrankt waren, haben sich 
gewundert, wenn sie auf einmal Post vom Unternehmen
erhalten haben. „Was wollen die denn von mir?“, denkt 
da mancher und fühlt sich dabei vielleicht kontrolliert.  
Der Hintergrund ist aber ein anderer.  
Seit Juli 2010 gibt es nun auch für die EvoBus am 
Standort Mannheim eine Betriebsvereinbarung zum
Eingliederungsmanagement. 



 

Betriebliches Eingliederungsmanagement
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... Fortsetzung von Seite 6 
 
 
dazu beitragen können, die Arbeitsunfähigkeit des
Mitarbeiters zu überwinden und dabei helfen, seine
Arbeitsfähigkeit wieder herzustellen. 
Diese Maßnahmen können vielfältig sein und sind
individuell auf den Betroffenen abzustimmen. 
 
Mögliche BEM-Maßnahmen können sein: 
 
Prävention, z. B. 
 Analyse und Vermeidung von Gesundheitsgefähr-

dungen 
 Gesundheitsfördermaßnahmen 
 
 
Rehabilitation, z. B. 
 stufenweise Wiedereingliederung 
 Arbeits- und Belastungserprobung 
 ambulante und stationäre Maßnahmen zur medi-

zinischen und beruflichen Rehabilitation 
 
 
Integration, z. B. 
 innerbetriebliche Qualifikation 
 Umgestaltung des Arbeitsplatzes oder ggf. Ver-

änderung der Arbeitszeit 
 Versetzung auf einen anderen Arbeitsplatz 
 
 

Ziel ist, die Arbeitsfähigkeit  
wieder herzustellen! 

 
 

Die festgelegten Maßnahmen werden auf Wirksam-
keit überprüft. Bei weiterem Handlungsbedarf werden
ggf. zusätzliche Maßnahmen veranlasst. 
 
Sind die Maßnahmen erfolgreich gewesen und die Ar-
beitsfähigkeit des Mitarbeiters sichergestellt, wird in
einem Abschlussgespräch ein Bericht darüber ange-
fertigt und das BEM-Verfahren formell beendet. 
 
 

Ansprechpartner/Gesprächsteilnehmer des 
Betriebsrates 

 
 
Auf Wunsch des Mitarbeiters können ihn folgende
Vertreter des Betriebsrates zu den Gesprächen be-
gleiten: 
 
Jürgen Heckmann - Daimler 
 4243 
 
Rainer Groß - EvoBus 
 7147 
 
Fabiola Günderoth - Daimler & EvoBus 
 4301 

Das BEM hat folgende Zielsetzungen: 
 
 Erhaltung, Verbesserung und Wiederherstel-

lung der Arbeitsfähigkeit des einzelnen Mit-
arbeiters 

 
 Erhaltung des bisherigen oder Gestaltung 

eines geeigneten Arbeitsplatzes für den von 
Krankheit oder Behinderung betroffenen Mit-
arbeiter, um ein Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben nach Möglichkeiten zu verhin-
dern 

 
 Steigerung der Arbeitszufriedenheit und Mo-

tivation 
 
 Reduzierung der betrieblich beeinflussbaren 

Fehlzeiten und Krankheitskosten 
 
 Prävention zukünftiger Fehlzeiten 
 
 
Quelle: 
Betriebsvereinbarung zum Eingliederungsmanagement für die 
EvoBus GmbH Standort Mannheim v. 14.07.2010 

 

 

Das Werk Mannheim bietet im Rahmen der be-
trieblichen Gesundheitsförderung zur Unterstüt-
zung ihrer Mitarbeiter zahlreiche Programme und 
Kurse an. 



 

Kraftwerk mobil / spovit II 
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Was im ersten Moment wie eine
Trainingskapsel mit Schleudersitz
für Piloten aussieht, ist in Wahrheit
ein modernes, fahrbares Trainings-
gerät für die Stärkung von Rücken-
und Bauchmuskulatur. 
 
Dieses Angebot des Gesundheits-
managements ist schon seit gerau-
mer Zeit im Daimler-Teil des Wer-
kes unterwegs gewesen.  
Seit Oktober wird es jetzt auch bei
EvoBus in der Montage eingesetzt. 
 
Ziel der Aktion ist es, mit einem re-
lativ geringen Aufwand direkt am
Arbeitsplatz aktiv etwas gegen Rü-
ckenschmerzen zu tun bzw. dage-
gen vorzubeugen. 
 
Eine regelmäßige Nutzung bringt
unter anderem … 

 eine Stärkung der Bauch- und 
Rückenmuskulatur, 

 weniger Rückenschmerzen, 
 eine erhöhte körperliche Be-

lastbarkeit, 
 weniger Verspannungen und

Ermüdungen, 
 eine höhere Knochendichte 

der Wirbelsäule. 
 
Das Kraftwerk mobil kommt direkt 
an den Arbeitsplatz.  
Im Center Montage ist dies mitt-
wochs im Bereich der Haltestan-
genmontage.  
 
Die Teilnahme ist natürlich freiwillig
und kostenlos.  
Die Belegschaft wurde im Vorfeld 
über die Führungskräfte in den 
Gruppengesprächen über die Aktion 
informiert. 

Zum ersten Trainingstermin ist eine 
etwa 15-minütige Einweisung not-
wendig. Dort wird neben einem 
Rückentest die Funktion des Ge-
rätes erklärt und ein Fragebogen für 
evtl. Gegenanzeigen ausgefüllt.  
 
Danach dauert eine Trainingseinheit 
nur noch etwa 3 - 5 Minuten. 
Ein qualifizierter Trainer begleitet 
jede Trainingseinheit. 
 
Trainingsmöglichkeiten bestehen in 
den Pausen, in der Freizeit vor oder 
nach der Schicht, oder - wenn mög-
lich - auch während der Arbeitszeit
(gegen Verrechnung von 5 Min. aus 
dem Freischicht-/Gleitzeitkonto). 
 
Weitere Informationen erhaltet ihr 
über das Gesundheitsmanagement 
unter Tel. 5729.  

Ein Elektrokarren zieht einen großen Blechkasten in die Werkshalle und
stoppt an einer definierten Haltestelle. Die Klappe wird geöffnet und
man kann ein stuhlähnliches Sportgerät darin erkennen.   

Am 20. Oktober eröffnete der neue Geräteraum
spovit II im Bau 56. Im Dreiklang mit der eben-
falls neu präsentierten Praxis für Physiotherapie
und dem Fitnessraum spovit I bietet das Werk
Mannheim nun ein umfassendes Angebot an
Fitness und Wohlgefühl am Arbeitsplatz. 
 
Der Geräteraum spovit II zeigt sich nach einem um-
fangreichem Um- und Ausbau in neuem Glanz.
Deutlich vergrößert, bieten zahlreiche neue und
attraktive Geräte wunderbare Möglichkeiten, sich fit
zu halten. Hier kann man dem Körper aktiv etwas
Gutes tun und für den notwendigen Ausgleich zum
Arbeitsalltag sorgen: 
 Ausdauertraining,  
 Beweglichkeitsschulung und  
 Muskelaufbau. 
 
„Das spovit ist eine wahre Erfolgsgeschichte, die das
Gesundheitszentrum seit seinen Anfängen 2007 im 
Werk Mannheim geschrieben hat“, so Wolfgang
Waidhas (Betriebliche Gesundheitsförderung). 
 
Für die Nutzung der Geräte ist eine Anmeldung bei
der SG Stern und die Teilnahme an einer Ein-
weisung notwendig.  Wolfgang Waidhas präsentiert die neuen Geräte im spovit II. 
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Der Grund hierfür war, dass eine
Vielzahl von sozialen Themen in 
unterschiedlichen Kommissionen
anhängig waren und es dabei viele
Schnittstellen gab.  
Wie es bereits in vielen anderen
Betriebsrats-Gremien im Konzern
der Fall ist, sollten diese Aufgaben
jetzt in einer „Kommission für sozia-
le Angelegenheiten“ gebündelt wer-
den. 
 
 

Aufgabenbereiche 
 
 
Die Arbeitsgebiete der Kommision
sind breit gefächert. Angefangen 
bei Themen aus der Betriebsgastro-
nomie über das Gesundheitsmana-
gement bis hin zu Jubilaraufenthal-
ten oder Parkplatzregelungen und 
die Betreuung der Unterstützungs-
kasse (z. B. für Krankentagegeld,
Kurgeld). 
 
Das Thema Diversity gehört natür-
lich auch dazu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Was bedeutet das? 
 
 

Diversity steht für Vielfalt, und somit
für die Gesamtheit der Beschäftig-
ten mit all ihren Unterschieden und
Gemeinsamkeiten. 

Diversity soll dabei helfen, die
Chancengleichheit für Menschen
mit ihren ganz individuellen Merk-
malen, wie z. B. Alter, Geschlecht, 
Herkunft, Werte, Qualifizierung und
Kenntnisse zu verbessern.  
Dazu gehören Themen wie die
Frauenförderung, die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf (z. B. das 
Mutterschutzgesetz, Elternzeit und
-geld, Familienzeit, Eltern-Kind-
Arbeitszimmer, Kinderkrippe u.v.m. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Was bedeutet das? 
 
 
Dieser Teil befasst sich mit der
Ausgestaltung gastronomisch ge-
prägter sozialer Einrichtungen. 
Dazu zählen unter anderem Kan-
tinen und Werksküchen, Betriebs-
restaurants und Verkaufsstellen. 
Des Weiteren sind die zuständigen
Mitglieder der Kommission im Ab-
stimmungsprozess für das Sorti-
mentsangebot und -auswahl sowie 
die Preisgestaltung. 
Weiterhin regelt die Kommission mit
dem Unternehmen die Ausgestal-
tung der Öffnungszeiten. 
 
Die Grundlagen für ein Mitbestim-
mungsrecht des Betriebsrates
(MBR) in sozialen Angelegenheiten
beschreibt das BetrVG im § 87 im
Punkt 8.  

Ansprechpartner 
 

Kommissionsvorsitzender: 
Bernhard Kühlwein  

 2962 
 

Stellverteter: 
Stefan Ress  
 7257 

 
Diversity: 

Fabiola Günderoth  
 4301 

Reiner Klingbeil-Pronesti  
 2379 

 
Gastro: 

Stefan Ress  
 7257 

Christian Neff  
 7226 

 
Gesundheitsmanagement/ 

Jubilaraufenthalte: 
Bernhard Kühlwein  

 2962 
Fabiola Günderoth  

 4301 
 

Parkplatz: 
Christian Neff  
 7226 

Horst Pinno  
 4943 

 
Unterstützungskasse: 

Reiner Klingbeil-Pronesti  
 2379 

Horst Pinno  
 4943 

Nach der letzten BR-Wahl beschloss der Betriebsrat am
Standort Mannheim die Bildung einer „Kommission für
soziale Angelegenheiten“. Ursprünglich „Kommission für
Betriebsgastronomie“ genannt, wurde das Themenspek-
trum (sh. Kasten) nun deutlich erweitert.  



 

SBV-Wahl 2010 
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Am 13. Oktober 2010 fand 
die Wahl der Schwerbehin-
dertenvertretung in schrift-
licher Form, das heißt per
Briefwahl, im Werk Mann-
heim statt. Hierbei waren ein 
Vertrauensmann und zwei
Stellvertreter zu wählen. 
 
 
Jeder Wahlberechtigte hatte die
Möglichkeit, bis zu drei Stimmen zu 
vergeben. 
 
Wahlberechtigt waren alle schwer-
behinderten und gleichgestellte Be-
schäftigte des Werkes Mannheim. 
 
Bei der Wahl haben 362 der 695
Wahlberechtigten gewählt.  
Dies entspricht einer Wahlbeteili-
gung von 52 %.  
Von den 362 Stimmzettel waren 3
ungültig. 
 
 
Bei der öffentlichen Auszählung am
13. Oktober 2010 fiel die Stimmen-
verteilung wie folgt aus: 
 
 
 

Manfred Rüdebusch 
337 Stimmen 

SBV 
 

Rainer Moser 
299 Stimmen 

Stellvertr. SBV 
 

Reiner Klingbeil-Pronesti 
250 Stimmen 

Stellvertr. SBV 
 

Mit Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses durch den Aushang vom
13. Oktober 2010 hat die Amtszeit 
der neu gewählten Schwerbehin-
dertenvertretung begonnen. 
Diese Amtszeit endet somit am
13. Oktober 2014. 
 
Die Schwerbehindertenvertretung ist
im Bau 7, EG, Raum 109 a oder
unter folgenden Telefonnummern zu 
erreichen: 
 
Manfred Rüdebusch 
Tel. 4346 
 
Rainer Moser 
Tel. 2117 
 
Reiner Klingbeil-Pronesti 
Tel. 2379 

Der Wahlvorstand und die Wahlhelfer bei der öffentlichen Auszählung der Stimmen. 

Vertreten 
Helfen 

Beraten 
 
 
Die Schwerbehindertenvertre-
tung vertritt die Interessen der 
schwerbehinderten und gleich-
gestellten behinderten Men-
schen. 
 
Sie steht den beschäftigten 
schwerbehinderten und gleich-
gestellten behinderten Men-
schen beratend und helfend zur 
Seite. 
 
Sie berät in sozialen Angelegen-
heiten und bei betrieblichen Pro-
blemen. 



 

JAV-Wahl 2010
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Am 8. Oktober 2010 haben 
die Mannheimer Auszubil-
denden ihre neue Jugend- 
und Auszubildendenvertre-
tung (JAV) gewählt.  
 
 
22 Kandidatinnen und Kandidaten 
hatten sich zur Wahl gestellt.  
 
Jede und jeder Wahlberechtigte hat-
te dabei die Möglichkeit, bis zu neun 
Stimmen zu vergeben. 
 
Wahlberechtigt waren alle Auszu-
bildenden unter 25 Jahren und alle 
Jugendlichen im Betrieb, die am 
Wahltag das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatten. 
 
Von den 266 abgegebenen Stimm-
zetteln waren 265 gültig. 
 
Nach der öffentlichen Auszählung 
am 8. Oktober 2010 stand folgen-
des Ergebnis fest:  
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Weber Matthias 
145 Stimmen 

 
Gasic Milos 

142 Stimmen 
 

Ellwanger Nico 
111 Stimmen 

 
Gasco Alicia 
109 Stimmen 

 
Schuhmacher Tobias 

106 Stimmen 
 

Wohlfart Bianca 
101 Stimmen 

 
Klemm Marco 
89 Stimmen 

 
Kummer Sebastian 

89 Stimmen 
 

Gerent Damian 
79 Stimmen 

 

Und so hat sich 
die JAV konstituiert: 
 

1. Vorsitzender: 
Milos Gasic 
 
2. Vorsitzende:  
Alicia Gasco 
 
Schriftführer:  
Sebastian Kummer 

 
 
Die Amtszeit der neu gewählten 
Jugend- und Auszubildendenver-
tretung läuft vom 13.10.2010 bis 
30.11.2012. 
 
Die JAVis sind zu erreichen unter 
der Telefonnummer 4719 oder per-
sönlich im Bau 7, EG, Raum 108. 
 
Für den reibungslosen Ablauf der 
Wahl bedankt sich der Betriebsrat 
bei den engagierten Wahlhelfern.  



 

Was ist neu ab 2011? 
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Bereits im Sommer 2010 traten mehrere Gesetzesän-
derungen in Kraft. Weitere stehen zum 01.01.2011 an.
Hier ein kurzer Überblick über das, was bereits be-
schlossen ist.  
 
Nationales Stipendien-Programm 
Ziel des Gesetzes ist es, begabte Studierende zu unter-
stützen. Geplant ist, bis zu 8 % der Studenten an staat-
lichen Hochschulen mit monatlich 300 Euro zu fördern.
Mindestens 150 Euro davon müssen von privaten Geld-
gebern eingeworben werden. Die Hochschulen sollen im
Laufe des Sommersemesters 2011 mit den Vergabever-
fahren und zunächst 6.000 Studierenden beginnen. 
 
Mindestlohn in Pflegeberufen 
In der Pflegebranche gilt für die 560.000 Beschäftigten im
Bereich „Grundpflege, Ernährung, Mobilitätsübungen und
Körperpflege“ nun ein gesetzlicher Mindestlohn von 8,50
Euro im Westen und 7,50 Euro im Osten. Ab Januar
2012 soll der Mindestlohn dann um weitere 25 Cent an-
gehoben werden, ab Juli 2013 noch einmal um densel-
ben Betrag. 
 
Neue Vergütungsregeln für Banken 
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) kann künftig unangemessen hohe Bonuszahlun-
gen unterbinden, „… wenn es die wirtschaftliche Situa-
tion eines Unternehmens verlangt". Das Gesetz ist be-
reits im Juli 2010 in Kraft getreten. 
 
Änderung des Tabakgesetzes 
Schon lange ist in den Medien die Werbung für Tabak
verboten. Jetzt ist auch das „Product Placement" für 
Tabakwaren oder -Unternehmen im Fernsehen verboten.
Das heißt, ein Tabakerzeugnis darf nicht mehr in einer
Sendung gegen Entgelt oder Gegenleistung platziert 
werden. Zudem wurde auch das Sponsoring-Verbot aus-
geweitet. 
 
Anspruch auf Arbeitslosengeld für Selbständige 
Das Bundeskabinett hat die Arbeitslosenversicherung für
Selbständige über 2010 hinaus verlängert. Allerdings
steige der Beitragssatz zunächst ab Januar 2011 auf 30 
Euro und dann ab Januar 2012 auf 60 Euro an. 
 
Regierung billigt Führerschein ab 17 Jahren 
Jugendliche sollen ab dem kommenden Jahr schon mit
17 Jahren, zunächst nur in Begleitung eines Erwachse-
nen, Auto fahren können. Das Kabinett billigte einen Ge-
setzesentwurf von Verkehrsminister Peter Ramsauer
(CSU), der die bundesweite Einführung des Führer-
scheins schon mit 17 ermöglichen wird. Die neue Rege-
lung soll ab dem 1. Januar 2011 gelten. 

Elektronisches Lohnsteuerverfahren 
Weil das elektronische Lohnsteuerverfahren 2011 nicht 
voll in Kraft treten kann, soll die letzte Papierlohnsteuer-
karte für zwei Jahre gelten.  
Das Verfahren „ElsterLohn II“ soll die noch verbliebene
Restfunktion der Lohnsteuerkarte ab 2011 durch ein au-
tomatisiertes Verfahren ersetzen.  
Trotzdem sollen für 2011 keine neuen Papierlohnsteuer-
karten mehr verteilt werden, sondern die Lohnsteuer-
karte 2010 auch noch für das Jahr 2011 anwendbar sein.
 
Elena 
Beim Verfahren zum Übermitteln des elektronischen Ent-
geltnachweises (Elena), muss jetzt der DGB gehört wer-
den, damit sensible Arbeitnehmerdaten nur „anlassbe-
zogen“ verwendet werden und nicht z. B. Daten über 
eine Streikteilnahme gesammelt werden. 
 
Freiwillige Rentenversicherung  
Jetzt können auch versicherungsfreie oder von der Ver-
sicherungspflicht befreite Personen freiwillig Beiträge zur
gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) zahlen. Bisher
war dafür die Voraussetzung, dass sie die allgemeine
Wartezeit (fünf Versicherungsjahre) erfüllen.  
Interessant vor allem dann, wenn bislang für einen Ren-
tenanspruch nicht genügend Versicherungsjahre vorhan-
den waren. Z. B. für Beamte oder Mitglieder von berufs-
ständischen Versorgungswerken.  
 
Beitragszahlungen im Alter  
Bis Ende 2015 besteht die Möglichkeit, zur außerordent-
lichen Nachzahlung von GRV-Beiträgen, für Versicherte, 
die die allgemeine Wartezeit noch nicht erreicht haben.
Diese können jetzt so viele Beiträge nachzahlen, wie zur 
Erfüllung dieser Wartezeit notwendig sind. 
 
Fusionen von Berufsgenossenschaften  
Das Unfallversicherungsgesetz sah vor, die Zahl der 
Berufsgenossenschaften bis Ende 2009 auf neun zu re-
duzieren.  
Da dies bisher noch nicht erreicht war, sind jetzt weitere
Fusionen von sechs Berufsgenossenschaften, spätes-
tens bis Anfang 2011, festgelegt worden. 
 
Sozialgerichtsgesetz (SGG) 
Eine Neuregelung schließt jetzt die Beschwerde gegen
Entscheidungen über einen Prozesskostenhilfeantrag
aus, wenn in der Hauptsache die Berufung nicht zulässig
wäre. 
 
 
impuls wird euch auch künftig über gesetzliche oder 
soziale Änderungen informieren. 

 



 

 impuls / 15. Ausgabe Dezember 2010

Sozialwahlen 2011

15

2011 ist es wieder soweit: Am 1. Juni sind in Deutschland Sozialwahlen.  
Dann wählen die Bürger in den Sozialversicherungen ihre Selbstverwaltung. Diese
"Versichertenparlamente" entscheiden nicht nur darüber, wie die Leistungen ausgestaltet
und die Mittel verwendet werden. Die gewählten Vertreter sind auch Experten bei Fragen
zur Zukunft unseres Sozialsystems.  

Alle sechs Jahre entscheiden die
Bürger, wer ihre Interessen in den
Selbstverwaltungen der gesetzlichen
Sozialversicherungen vertritt.  
 
Hierzu zählen die Kranken- und Pfle-
geversicherung sowie die Renten-
und auch die Unfallversicherung.  
 
Die Sozialversicherung ist eine soli-
darische Gemeinschaft, in die jeder
einzahlt und von der jeder profitiert -
bei Arbeitslosigkeit und Krankheit, 
bei Arbeitsunfällen und Pflegebe-
dürftigkeit oder im Alter. 
 
 

Die Selbstverwaltung -  
das "Versichertenparlament" 

 
 

Die Sozialversicherungen sind orga-
nisatorisch und finanziell unabhän-
gig vom Staat und werden von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu
gleichen Teilen selbst verwaltet.  
 
Diese Selbstverwaltung ist das de-
mokratische Parlament unserer So-
zialversicherung, in dem sich viele
IG Metallerinnen und Metaller enga-
gieren.  
 
Das Gremium bietet ihnen eine
Chance, sich für bürgernahe und
bedarfsgerechte soziale Leistungen
stark zu machen. 
 
In Deutschland sind über 45 Millio-
nen Menschen wahlberechtigt.  
 
Mit eurer Wahl könnt ihr beeinflus-
sen, wie sich die Sozialversicherun-
gen entwickeln.  
 

Mitmachen  
bei der Sozialwahl 2011 

 
 
Die Gewerkschaften setzen sich 
auch für eine solidarische Bürgerver-
sicherung ein. Dort zahlen alle ein,
nicht nur Arbeitnehmer, sondern 
auch Beamte, Politiker und Selbst-
ständige, abhängig von ihren Ein-
kommen. Damit würde eine Zweitei-
lung in eine gesetzliche und private 
Krankenversicherung entfallen.  
Mit einer solidarischen Bürgerver-
sicherung erhalten die gesetzlichen 
Krankenkassen eine finanzielle Sta-
bilität.  
Allen Menschen wäre eine hochwer-
tige medizinische Versorgung zu 
gewährleistet.  
 
Dieses Ziel können Gewerkschaften 
und Selbstverwalter nur gemeinsam 
mit vereinten Kräften erreichen. 

Mit dem roten Wahlumschlag hat 
jeder die Chance, bei der Sozialwahl 
2011 über die Zukunft unseres So-
zialsystems mitzuentscheiden. 

Helft mit, die Zukunft sozial zu 
gestalten! Macht mit bei der Wahl!

Quelle: IG Metall 

Gerade in Krisenzeiten zeigt sich,
wie wichtig sozialer Schutz durch
stabile Sozialversicherungen ist.  
 
 

Das Sozialsystem erhalten! 
 
 
Die kommende Sozialwahl 2011 fällt
in eine Phase entscheidender Wei-
chenstellungen. 
Wird der Sozialstaat abgewickelt
oder gelingt es, die Privatisierung
sozialer Risiken zu stoppen und die
Sozialversicherungen solidarisch
weiterzuentwickeln?  
 
Die IG Metall will die Sozialwahl da-
zu nutzen, mit vielen Menschen über
die Zukunft der sozialen Sicherung
zu diskutieren. 
Die IG Metall will das System der
Sozialversicherungen als Schutz-
system erhalten, ausbauen und die
Sozialversicherungen stärken, damit 
sie ihre gesetzliche Aufgabe erfüllen
können. Nämlich soziale Sicherheit
und Gerechtigkeit zu gewährleisten. 
 
Die große politische Herausforde-
rung der nächsten Jahre ist es, das
Grundprinzip beizubehalten, dass
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu 
gleichen Teilen die Sozialversiche-
rung paritätisch und einkommensab-
hängig finanzieren und die Lasten
solidarisch teilen.  
 
Die Versicherungen müssen ihre
Leistungsangebote an den Bedürf-
nissen der Versicherten ausrichten,
neue Lebens- und Problemsituatio-
nen berücksichtigen und Versor-
gungslücken schließen. 



 
 
 
 
 

impuls und der Betriebsrat  
am Standort Mannheim  

sowie die IG Metall Mannheim 
wünschen allen 

Kolleginnen und Kollegen  
ein schönes Weihnachtsfest  

im Kreise ihrer Familien und Freunde 
und einen guten Rutsch ins  

neue Jahr. 

Jedes Jahr im November erhalten die Mitarbeiter Weihnachtsgeld. 
Anspruch auf Weihnachtsgeldzahlung haben lt. Tarifvertrag über betriebliche Sonder-
zahlungen von 1997 Beschäftigte, die am Auszahlungstag in einem ungekündigten 
Arbeitsverhältnis stehen und zu diesem Zeitpunkt dem Betrieb mindestens sechs Mo-
nate ohne Unterbrechung angehört haben. 
 
Jeder Mitarbeiter erhält als betriebliche Sonderzahlung 
 nach sechs Monaten Betriebszugehörigkeit  25 % 
 nach 12 Monaten Betriebszugehörigkeit   35 % 
 nach 24 Monaten Betriebszugehörigkeit   45 % 
 nach 36 Monaten Betriebszugehörigkeit   55 % 
eines Monatsverdienstes. 
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